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Anders als in den meisten Ländern Europas
werden in der Bundesrepublik Deutschland
Kinder in Vor- und Grundschulen auch heute
noch überwiegend halbtags unterrichtet. Nur
fünf Prozent dieser Einrichtungen ist ganztä-
gig offen. Auch die Kindergärten sind noch
zu mehr als 30 Prozent Halbtagseinrichtun-
gen. Nach dem schlechten Abschneiden deut-
scher Schulen in der Studie des Program for
International Student Assessment (PISA) der
Organisation for Economic Co-operation and
Development (OECD) aus dem Jahr 2000 setz-
te eine intensive Debatte über die Notwendig-
keit von mehr Ganztagsschulen ein. Sie wur-
den nun selbst von der CDU/CSU, die über
Jahrzehnte zusammen mit der katholischen
Kirche der vehementeste Gegner von Ganz-
tagsschulen war, als kompensatorische Maß-
nahme für ethnisch und sozial begründete
Bildungsdefizite gefordert. Von der SPD und
den Grünen wurden sie zudem in den letzten
Jahren immer vehementer als probates Mittel
zur Bekämpfung des dramatischen Geburten-
rückgangs propagiert, da sie Eltern, vor allem
Frauen, die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf erleichtern würden. Doch die von der ab-
gelösten grün-roten Bundesregierung in den
letzten Jahren initiierten Reformen, die auf ei-
nen Ausbau des Ganztagsschulangebots ziel-
ten, stoßen bei ihrer Realisierung in den Län-
dern nach wie vor auf erhebliche kulturelle
und politische Blockaden.

Wie und warum sich der bundesdeutsche
Weg zum Halbtagsmodell im öffentlichen
Bildung- und Erziehungssystem von der Ent-
wicklung anderer europäischer Wohlfahrts-

staaten unterscheidet, war Gegenstand des
internationalen und interdisziplinären Work-
shops Welfare State Regimes, Public Edu-
cation and Child Care – Theoretical Con-
cepts for a Comparison of East and West,
der am 31. März und 1. April 2006 im Zen-
trum für Zeithistorische Forschung in Pots-
dam stattfand.1 Der Workshop war die ers-
te von zwei Veranstaltungen im Rahmen ei-
nes von der Volkswagen-Stiftung geförderten
Forschungsprojektes zum Thema Das deut-
sche Halbtagsmodell: Ein Sonderweg in Eu-
ropa? Eine Analyse der Zeitpolitiken öffent-
licher Bildung im Ost-West-Vergleich (1945-
2000),2 das von der Erziehungswissenschaft-
lerin Cristina Allemann-Ghionda (Universi-
tät Köln) und den HistorikerInnen Karen Ha-
gemann (Projektleitung, Technische Universi-
tät Berlin und University of North Carolina
at Chapel Hill), und Konrad Jarausch (Zen-
trum für Zeithistorische Forschung Potsdam)
durchgeführt wird.

Ziel des Workshops, an dem 45 Wissen-
schaftlerInnen aus 12 Ländern teilnahmen,
war es, die komplexen Ursachen für die weit
reichenden Differenzen, aber auch die natio-
nale Grenzen und politische Systeme über-
greifenden Gemeinsamkeiten in den Diskur-
sen und Politiken zur Zeitstruktur der öffent-
lichen Bildung und Erziehung auszuleuch-
ten und darüber hinaus nach den hemmen-
den bzw. fördernden Bedingungen für deren
Reformen zu fragen. Von besonderem Inter-
esse war in diesem Zusammenhang aus der
bundesdeutschen Perspektive die Frage, in-
wieweit und warum sich das im deutsch-
sprachigen Raum nach wie vor vorherrschen-
de Halbtagssystem zu einem Sondermodell
in Europa entwickeln konnte, und welche
Chancen vor dem Hintergrund der ausge-
prägten Tradition des Halbtagsmodells die
aktuellen Reformversuche haben. Zentrale
Funktion des Workshops war es, ein theo-
retisches und methodisches Instrumentatri-
um für einen Systemgrenzen überschreiten-
den Vergleich zu entwickeln, der Ansätze
aus den Geschichts-, Sozial- und Kulturwis-
senschaften verbindet und systematisch die

1 Programm siehe H-Soz-u-Kult unter: http://hsozkult.
geschichte.hu-berlin.de/termine/id=4763

2 Mehr Informationen zum Projekt bietet die Website
http://www.time-politics.com
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Geschlechterdimension integriert. Um die-
sen multiperspektivischen Zugriff zu ermög-
lichen, wurden WissenschaftlerInnen aus den
Sozial-, Politik-, Erziehungs- und Geschichts-
wissenschaften eingeladen.

Eröffnet wurde der Workshop durch ei-
nen Einführungsvortrag zu Zielen und In-
halten des Projektes von Karen Hagemann,
die die drei zentralen Forschungshypothe-
sen vorstellte. Laut der ersten Hypothese sei
die Zeitpolitik im Bildungsbereich ein Politik-
feld, das von einer Vielzahl von zusammen-
wirkenden Faktoren – politischen, ökonomi-
schen, sozialen und kulturellen – beeinflusst
wurde und werde. Die auffälligen Unter-
schiede, aber auch die Systemgrenzen über-
scheitenden Gemeinsamkeiten in den Zeitpo-
litiken der Bildungssysteme Europas im Be-
reich der Vor- und Grundschule, seien des-
halb nur mit einem multiperspektivischen
Ansatz angemessen zu verstehen und zu er-
klären. Zu den Faktoren, die hierbei zusam-
menwirkten, zählten: (1) die historisch ge-
wachsenen rechtlichen Grundlagen und Rah-
menbedingungen des Erziehungs- und Schul-
systems, insbesondere die Rolle des Staates
und (soweit überhaupt zugelassen) der Sta-
tus freier Träger (wie der Kirchen, wohltätiger
Vereine und sozialer Organisationen) sowie
die Entstehungs- und Entwicklungsgeschich-
te der Organisation des Erziehungs- und Bil-
dungswesen, (2) die kulturell jeweils vorherr-
schenden Konzepte von Bildung und Erzie-
hung und dazu konkurrierende Alternativ-
entwürfe, sowie in Verbindung damit die je-
weils dominierenden und damit konkurrie-
renden Vorstellungen von den gesellschaftli-
chen Aufgaben der Familie als Erziehungsin-
stitution, (3) die kulturell hegemonialen Mo-
delle von der angemessenen geschlechtsspe-
zifischen Arbeitsteilung in Familie und Ge-
sellschaft sowie Varianten und kritische Ge-
genentwürfe, (4) die Durchsetzungsfähigkeit
verschiedener Interessengruppen im Diskurs
über Bildungs- und Erziehungsfragen und
im politischen Entscheidungsprozess, und (5)
nicht zuletzt die jeweilige Wirtschafts- und
Arbeitsmarktlage eines Landes, dessen Bevöl-
kerungsentwicklung und die Finanzkraft des
Staates sowie die gesamtpolitische Konstel-
lation, unter anderem das Regierungs- und
Herrschaftssystem, jeweilige politische Mehr-

heiten und politische Systembrüche.
Bei deren Analyse sei davon auszugehen,

dass die Relevanz der Faktoren in den einzel-
nen Ländern in verschiedenen Entwicklungs-
phasen jeweils unterschiedlich gewesen sei
und zudem deren Zusammenwirken erheb-
lich variiert habe. Wichtig sei es in der Analy-
se insbesondere auf Phasen des „critical junc-
ture“ zu achten, das heißt historische Konstel-
lationen, in denen sich entweder entscheiden-
de Veränderungen durchgesetzt hätten oder
alternative Entwicklungen möglich gewesen
seien. Die zweite Hypothese sei, so Hage-
mann, die Annahme vom Prozesscharakter
von Politiken und den sie tragenden Institu-
tionen und damit ihre nachhaltige historische
„Pfadabhängigkeit“. Unterstellt werde, dass
mit der Durchsetzung eines Musters, dem
Ablauf von Zeit und dem wiederholten Ge-
brauch die materiellen und kulturellen Kos-
ten der Änderung steigen würden und spe-
zifische ökonomische, soziale und politische
Konstellationen erforderlich seien, um wei-
terreichende Reformen durchzusetzen. Die
dritte Forschungshypothese betone die Be-
deutung der bisher unterbewerteten kultu-
rellen und geschlechterpolitischen Dimensi-
on des Themas. Gerade der Vergleich zei-
ge deutlich, wie bei annähernd gleicher öko-
nomischer Ausgangssituation und ähnlichen
bevölkerungspolitischen Grundproblemen ei-
nerseits unterschiedliche Konzepte von Bil-
dung und Erziehung, und andererseits unter-
schiedliche Vorstellungen über die angemes-
sene geschlechtsspezifische Arbeitsteilung in
Familie und Gesellschaft im allgemeinen und
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf so-
wie über „Mutterschaft“ im besonderen, zu
sehr unterschiedlichen Zeitpolitiken geführt
habe.

Für die Überprüfung dieser drei Hypo-
thesen könne, so Hagemann, auf wichtige
theoretische und methodische Vorarbeiten zu-
rückgegriffen werden. Interessant sei erstens
die vergleichende Wohlfahrtsstaatsforschung,
die verschiedene Modelle zur Analyse des
Zusammenhangs von Sozialpolitik, Arbeits-
markt, Familienformen und Geschlechterver-
hältnissen entwickelt habe. Der Fokus dieser
Forschung ziele allerdings bisher primär auf
die westlichen Länder, erst in jüngster Zeit
würden auch die (post)sozialistischen Län-
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der verstärkt zum Gegenstand der Untersu-
chung gemacht. Zum zweiten hätten die Dis-
kussionen in der Geschichts- und Politikwis-
senschaft über Möglichkeiten und Grenzen
des historischen Vergleichs verschiedener Ge-
sellschaftssysteme wichtige Anregungen und
Klärungen gebracht. Drittens könne auf die
methodischen Erkenntnisse der vergleichen-
den Bildungsforschung zurückgegriffen wer-
den, die bereits systematisch vergleichende
Beschreibungen der europäischen Bildungs-
systeme bereitgestellt habe. Sie verfüge über
spezifische methodische Instrumente quan-
titativer und qualitativer Forschung, die es
erlaubten, Spezifika und Globalität der un-
tersuchten Fragen und Probleme zu erfas-
sen. Alle drei disziplinspezifischen Ansätze
seien aber für sich genommen nicht ausrei-
chend, um die Unterschiede in der Zeitpoli-
tik der Bildungs- und Erziehungssysteme zu
erklären. Nur ein historisch und vergleichend
angelegter multiperspektivischer Ansatz, der
die Geschlechterdimension systematisch inte-
griere, sei weiterführend.

Im Mittelpunkt des ersten Panels standen
drei Vorträge, die sich aus unterschiedlicher
disziplinärer Perspektive mit zentralen Pro-
blemen eines so angelegten Vergleichs be-
fassten. Die Politikwissenschaftlerin Kimber-
ly Morgan (George Washington University)
sprach zum Thema „Gender, Welfare States
and Child Care in Comparison“. Sie wies
darauf hin, dass es methodologisch überaus
schwierig sei, Schul- und Kinderbetreuungs-
systeme länderübergreifend zu vergleichen,
handle es sich doch bei Bildung und Kinder-
betreuung um hochkomplexe Politikbereiche.
Grundsätzlich sei zu fragen: Wer stellt bei-
des bereit und auf welcher Regierungs- und
Verwaltungsebene sind beide strukturell an-
gesiedelt? Wie scharf ist die institutionelle
Trennung zwischen Bildung und Erziehung?
Als mögliches Analyseinstrument skizzierte
Morgan das Konzept der Pfadabhängigkeit,
das die Verfestigung einmal gefundener po-
litischer Problemlösungsmuster erklären kön-
ne.

Der Soziologe Hans Bertram (Humboldt-
Universität zu Berlin) referierte zum Thema
„States, Families and Education in Compari-
son“. Im Mittelpunkt seines Vortrages stand
der Wandel der Familie und der familienbezo-

genen Politiken. Er wies auf das zentrale Pro-
blem hin, dass Grundlage und Umfang der
Daten zur Familie selbst innerhalb der Euro-
päischen Union höchst unterschiedlich seien,
was einen Vergleich erheblich erschwere. Ber-
tram unterstrich die Notwendigkeit der post-
industriellen Wohlfahrtsstaaten, ihre kulturel-
len Vorstellungen und ihre daraus abgeleite-
ten Politiken zur Rolle von Frauen, Männern
und Kindern in der Gesellschaft grundlegend
zu modernisieren. Nur eine Gleichstellungs-
politik, die nicht nur auf Frauen ziele, son-
dern auch die Männer einbeziehe, wäre ein
adäquates Fundament moderner Familien-,
Bildungs- und Sozialpolitik. Langfristig hät-
ten nur solche postindustriellen Länder ei-
nen Wettbewerbsvorteil, die eine intelligen-
te Politikmischung von Zeitorganisation, fi-
nanziellem Transfers und infrastrukturellen
Angeboten zur Lösung der drei Schlüssel-
probleme westlicher Wohlfahrtsstaaten ent-
wickeln: erstens die nach wie vor schwieri-
ge Vereinbarkeit von Familie und Beruf mit
der daraus resultierenden ineffizienten In-
tegration von Frauen in den Arbeitsmarkt,
die deren qualifiziertes, zukünftiges Arbeits-
kräftepotential nicht annähernd ausschöpfe;
zweitens der dramatische Geburtenrückgang
mit den daraus resultierenden Problemen für
das gesamte Sozialsystem, insbesondere das
Gesundheits- und Rentensystem; und drit-
tens soziale und ethnische Ungleichheiten
verstärkende Bildungs- und Betreuungssyste-
me, die vor allem die vorhandenen Bildungs-
und damit Arbeitkräftepotentiale von Mi-
grantInnen nicht nutzten.

Wie die unterschiedlichen Konzepte von
„Child Care“ historisch entstanden und be-
gründet wurden, zeigte die Historikerin
Sonya Michel (University of Maryland) in ih-
rem Vortrag „Gender and Child Care in a
Comparative Historical Perspective“. Wäh-
rend beim Kindergarten in Fröbelscher Tra-
dition, einem in der Regel halbtägigen An-
gebot, das sich vor allem an Kinder der Mit-
telschicht richtete, seit dem 19. Jahrhundert
allerorts Bildung das zentrale Begründungs-
muster war, wurden die ganztägigen Einrich-
tungen für Kinder außerhäuslich erwerbstäti-
ger Arbeitermütter durchgehend damit legiti-
miert, dass Arbeiterkinder durch eine ganztä-
gig Betreuung vor ‘Verwahrlosung’ geschützt
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werden müssten. Nur als sozialer Ausnahme-
fall wurde ganztägige Kinderbetreuung da-
mit akzeptiert, denn Frauenerwerbstätigkeit
und Ganztagsbetreuung galten tendenziell als
Bedrohung von Familie und Gesellschaft, mi-
nimierten sie doch den als zentral erachteten
familiären Erziehungseinfluss. Michel skiz-
zierte ihre These anhand von vier Länder-
beispielen: In den USA bestehe die Trennung
von Kinderbetreuung und frühkindlicher Er-
ziehung bis heute. In Dänemark und Schwe-
den wäre die Kinderbetreuung als pädago-
gisches Angebot seit den 1960er-/70er-Jahren
stark ausgebaut worden, wobei in Dänemark
das sozialpädagogische Ziel frühkindlicher
Förderung ausschlaggebender gewesen sei, in
Schweden hingegen das Ziel einer verstärk-
ten Integration von Frauen in den Arbeits-
markt. Das Beispiel der frühen Sowjetunion
wiederum zeige, dass kommunistische Ideo-
logie und revolutionärer Erziehungsanspruch
nicht notwendigerweise zu mehr oder gar
qualitativ besonders hochwertigen Kinderbe-
treuungseinrichtungen führten.

Im zweiten Panel zum Thema „Gender, La-
bor Market and Child Care: Comparing Wel-
fare State Regimes in East and West“ ging
es um den Einfluss, den der Arbeitsmarkt
und kulturelle Leitbilder zur geschlechtspe-
zifischen Arbeitsteilung auf die Kinderbe-
treuungspolitik haben. Hier wurde deutlich,
dass, wie in der Einführung zum Work-
shop bereits hervorgehoben, Unterschiede in
den Bildungs- und Sozialsystemen keines-
wegs nur entlang der Ost-West-Systemgrenze
verlaufen. Die Soziologin Dorottya Szikra
(ELTE University, Budapest) skizzierte die
Entwicklung in Ungarn, wo Krippen, Kin-
dergärten und Schulhorte wegen der öko-
nomisch notwendigen Vollzeiterwerbstätig-
keit von Müttern seit den 1950er-Jahren zu-
nehmend verfügbar waren. Nach der Wen-
de sei dieses Angebot, anders als in ande-
ren post-sozialistischen Ländern, nicht ein-
fach abgebaut, sondern in veränderter Form
weitergeführt worden. In der paradigmati-
schen Wohlfahrtsstaatstypologie von Gosta
Esping-Anderson, der zwischen konservativ-
korporativem, liberalem und sozialdemokra-
tischem Modell unterscheide, lasse sich das
post-sozialistische Ungarn deshalb nicht zu-
ordnen, sondern stelle vielmehr einen Misch-

typus dar, der Merkmale aller drei Model-
le enthalte. Das Beispiel Ungarns zeige so-
mit, das anhand westlicher Wohlfahrtsstaa-
ten entwickelten Kategorien und Typologi-
en, wie von den Veranstaltern des Work-
shops gefordert, grundlegend überdacht wer-
den müssten, um der Entwicklung in den
mittel- und osteuropäischen (post-)sozialisti-
schen Ländern gerecht zu werden.

Die Politologin Anca Gheaus (New Europe
College, Bukarest) thematisierte in ihrem Vor-
trag die Beziehung zwischen Geschlechterge-
rechtigkeit und „Child Care“. Während Femi-
nistinnen im Westen sich häufig für eine Über-
tragung von Pflege- und Betreuungsaufgaben
an staatliche Institutionen aussprechen wür-
den und dabei vor allem das skandinavische
Modell vor Augen hätten, das den Interes-
sen von Frauen und Kindern gleichermaßen
gerecht zu werden scheint, ständen Feminis-
tinnen im Osten dem Wohlfahrtsstaat häufig
sehr viel skeptischer gegenüber. Ein zentraler
Grund hierfür sei, dass in post-sozialistischen
Ländern wie Rumänien in den staatlichen
Institutionen ebenso wie in den Familien
eine ausgesprochen patriarchale und pater-
nalistische Kultur die Wende unhinterfragt
überlebt habe. Der gegenwärtige Wohlfahrts-
staat in Rumänen biete Männer soziale Si-
cherung durch besser bezahlte Arbeitsplät-
ze im staatlichen Sektor, während die haupt-
sächlich in der Privatwirtschaft beschäftig-
ten Frauen nicht nur die Hauptlast der Steu-
ern zahlen, sondern neben ihrer Erwerbs-
arbeit auch die Hauptlast der Haus- und
Familienarbeit tragen würden. Gheaus plä-
dierte dafür, nicht nur das Zusammenspiel
von geschlechtshierarchischen Strukturen des
Arbeitsmarktes und quantitativen Strukturen
des „Child Care“-Angebotes zu analysieren,
sondern stärker auch die Qualität dieses An-
gebotes sowie der staatlichen Familienpoli-
tik insgesamt in die Untersuchung einzube-
ziehen. Wichtig sei es dabei, auch die ge-
schlechtshierarchischen Macht- und Abhän-
gigkeitsverhältnisse, die durch die Zeitpoli-
tik eines spezifisches Sozial-, Betreuungs- und
Bildungssystem produziert werden würden,
in den Blick zu nehmen.

Das dritte und vierte Panel befassten sich
mit dem Thema „Families, Schools and the
State“. Deutlich wurde in beiden Sektionen
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die Vielfalt von erziehungswissenschaftlichen
und sozialpädagogischen Ansätzen. Thomas
Coelen (Universität Rostock) trug seine Über-
legungen zu einem sozialpädagogischen For-
schungsprojekt vor, in dem die Beziehun-
gen zwischen Schulen und Jugendarbeit aus
der Perspektive von Jugendlichen in fünf
europäischen Erziehungssystemen verglichen
werden sollen (Finnland, Schweden, Litau-
en, Russland und Ostdeutschland). Danach
präsentierte Cristina Allemann-Ghionda ei-
nen vergleichenden Überblick über die his-
torische Entwicklung des Ganztagsschulmo-
dells in Europa. In Frankreich, dem Land mit
der längsten Ganztagsschultradition in Eu-
ropa, wurde die Ganztagserziehung seit den
1880er-Jahren mit dem Ziel durchgesetzt, ein
republikanisches Bildungssystem zu etablie-
ren und den Einfluss der katholischen Kirche
auf die öffentliche Bildung und Erziehung zu-
rückzudrängen. Demgegenüber überwogen
in England bei der Einführung der Ganz-
tagsschule Ende des 19. Jahrhundert sozia-
le Gründe: zunächst das Ziel einer Bekämp-
fung der Kinderarbeit und später das Be-
streben, die Verwahrlosung von Arbeiterkin-
dern einzudämmen. Seit Beginn des 20. Jahr-
hunderts kamen dann zu den sozialpoliti-
schen und sozialpädagogischen Gründen zu-
nehmend transnational reformpädagogische
Gründe, die auch nach dem Zweiten Welt-
krieg die Diskussionen über Schulreformen in
Westeuropa in erheblichem Maße bestimm-
ten.

Intensiv diskutiert wurde anhand der bei-
den Papiere zum einen die Frage, wie am
ertragreichsten ein disziplinenübergreifender
Dialog über die differierenden Theorien, Me-
thoden und Begriffe geführt werden kön-
ne. Zum anderen wurde der Zusammenhang
zwischen der Zeitstruktur des Bildungs- und
Erziehungsangebotes und der Verfestigung
bzw. dem Abbau sozialer und ethnischer Un-
gleichheit debattiert, der sich bei genauerer
Analyse als viel komplizierter erweist als häu-
fig angenommen. Ein ganztägiges Erziehung-
und Bildungsangebot führe, so wurde in der
Diskussion betont, ebenso wie die Abschaf-
fung des dreigliedrigen Schulsystems und
die generelle Einführung von Comprehensive
Schools (wie im angloamerikanischen Raum)
nicht automatisch zu mehr Chancengleich-

heit. Von größter Wichtigkeit sei eben auch
die Qualität des Angebots, insbesondere die
Ausstattung der Einrichtungen und die Aus-
bildung des Personals.

Anschließend präsentierte der Bildungs-
historiker Karel Rýdl (University of Pardu-
bice) eine vergleichende Bestandsaufnahme
der Familien-, Betreuungspolitik in Tschechi-
en, Polen, Slowakei und Slowenien. Die ge-
genwärtige Bevölkerungsstatistik in den ost-
europäischen Ländern werde geprägt von
zurückgehenden Geburtenraten, steigenden
Scheidungsraten, unverheirateten Paaren und
Einelternfamilien als Reaktion auf die ein-
schneidenden wirtschaftlichen und sozialen
Veränderungen der 1990er-Jahre. Nach 1990
sei mit der Einführung des Marktprinzips die
gute Versorgung mit Kindergärten und ande-
ren Betreuungseinrichtungen, die in den so-
zialistischen Gesellschaften durchgehend vor-
geherrscht habe, vielerorts zusammengebro-
chen, was dramatische Folgen für die Frauen
gehabt habe, die Berufstätigkeit und Familie
nicht mehr hätten so leicht wie vor der Wende
hätten vereinbaren können. Die Erziehungs-
wissenschaftlerinnen Dominique Groux und
Mareike Busch (Universität Potsdam) fragten
in ihrer Vergleichsstudie, welche Bilder und
Erwartungen an ’Schule’ Familien in Frank-
reich, Russland und Deutschland haben. Die
Basis bildete ein Sample aus befragten Schüle-
rInnen und Eltern mit unterschiedlichem so-
zialen Hintergrund aus Paris, Potsdam, Berlin
und Moskau.

Im fünften Panel „Gender, Child Care
and Schools“ analysierte die Soziologin Ce-
lia Valiente (Universidad Carlos III de Ma-
drid) zunächst die Zeitpolitik des spani-
schen Bildungs- und Betreuungssystems. Sie
hob hervor, dass in Spanien Kinderbetreuung
schon immer in den Verantwortungsbereich
der Bildungspolitik gefallen sei. Mit den ver-
mehrten Bildungsinvestitionen seit dem En-
de des Franco-Regimes 1975 sei auch der
Ausbau unentgeltlicher öffentlicher Vorschu-
len das Ziel aller Regierungen gewesen, un-
abhängig von der jeweiligen Parteizugehörig-
keit, um Armut und soziale Ungleichheit zu
bekämpfen. Frauenpolitische Motive hinge-
gen hätten, anders als zum Beispiel in Schwe-
den, keine Bedeutung gehabt. Die Öffnungs-
zeiten von Kindergärten, Vor- und Grund-
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schulen erlaubten Müttern keine Vollzeiter-
werbstätigkeit. Sie seien formal zwar ganz-
tätig offen, hätten jedoch eine lange Mittags-
pause, in der die Kinder nach Hause geschickt
würden. Auch sei der große Bedarf an Betreu-
ungsplätzen für Kinder unter drei Jahren bis-
lang von der Politik ignoriert worden. Valien-
te betonte, dass die Mütterlichkeitsideologie
der Franco-Ära ein Grund dafür gewesen sei,
dass spanische Feministinnen sich nach der
Diktatur kaum für die Themen der Vereinbar-
keit von Mutterschaft und Beruf oder Kinder-
betreuung interessiert hätten und es deshalb
für entsprechende Forderungen keine Lobby
gegeben habe.

Im Anschluss widmete sich der Erzie-
hungswissenschaftler Rainer Treptow (Uni-
versität Tübingen) der Frage, inwieweit ver-
gleichende internationale Forschungsprojek-
te zu sozialpädagogischen und erziehungs-
wissenschaftlichen Themen nicht viel stär-
ker die spezifischen historischen Kontexte be-
rücksichtigen müssen, um ihrem Gegenstand
und dessen spezifischen nationalen Bedin-
gungen gerecht zu werden. Als Analysee-
benen schlug Treptow deshalb eine Makro-,
Meso- und Mikroebene vor. Im zweiten Teil
seines Vortrags fragte Treptow, welchen Bei-
trag eine so angelegte Forschung bei der Ana-
lyse und Gestaltung wohlfahrtsstaatlicher Re-
formen leisten könne. Seine Antwort fiel am-
bivalent aus. In der Diskussion herrschte ei-
ne eher skeptische Position vor. Der Einfluss
der Forschung auf die Politik wurde eher ge-
ring eingeschätzt. Vor allem in der Auftrags-
forschung würden Forschungsergebnisse, die
nicht zur parteipolitischen Linie einer Regie-
rung passten, häufig schlicht nicht veröffent-
licht.

In dem anschließenden, von Konrad
Jarausch moderierten Podiumsgespräch wur-
den die zentralen Themen des Workshops
resümierend diskutiert. Hans Bertram legte
den Akzent auf die nationalen Unterschiede
in den Wohlfahrtskonzeptionen und betonte,
dass Inklusion und Exklusion grundlegende
Kategorien einer Definition von Wohlfahrt-
staaten und Bildungssystemen sein müssten.
Die Soziologin Christina Bergqvist (Univer-
sität Uppsala) forderte, dass die Analyse
von Sozial-, Familien- und Bildungspolitik
immer auch deren Auswirkungen für beide

Geschlechter im Blick haben müsse. Die
Soziologin Jacqueline Heinen (Université
de Versailles) verwies auf die in vielen Län-
dern übliche institutionelle Trennung von
Betreuung und Bildung, die sich auch im
Selbstverständnis der Professionen nieder-
schlage, das stärker in den Blick genommen
werden müsse. Die Bildungshistorikerin
Juliane Jacobi (Universität Potsdam) betonte,
dass historisch und national sehr unterschied-
liche Auffassungen darüber beständen, was
Familienaufgabe und was Aufgabe des Staa-
tes bzw. staatlicher Erziehung zu sein habe.
Der deutsche Fall zeige, dass die Konkurrenz
zwischen beiden deutschen Staaten auch zu
verschiedenen Auffassungen über das Ziel,
die Qualität und den Ort von Erziehung
geführt habe.

Der Dialog über die Fachgrenzen hinweg,
der im Workshop außerordentlich konstruk-
tiv geführt wurde, ermöglichte es, einschlä-
gige Forschungsergebnisse aus verschiede-
nen Disziplinen zu prüfen und sich über
theoretisch-methodologische Eckpunkte für
einen Ost-West-Vergleich zu verständigen.3

Die skizzierten Ergebnisse des Workshops bil-
den so eine anregende und fruchtbare Basis
für die Folgekonferenz des Projekts, die An-
fang März 2007 unter dem Titel State – Child-
ren – Family: The Politics of Public Educati-
on in Europe – East-West Comparisons an der
Universität Köln stattfinden wird. Eine Publi-
kation soll die Ergebnisse von Workshop und
Tagung anschließend zusammenfassen.

Tagungsbericht Ein deutscher Sonderweg?
„Welfare State Regimes, Public Education and
Child Care – Theoretical Concepts for a Compa-
rison of East and West“. 30.03.2006–01.04.2006,
Potsdam, in: H-Soz-Kult 18.05.2006.

3 Siehe zum Workshop auch: http://www.
ganztagsschulen.org/5520.ph
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